
BERLIN. Mit Äußerung über den Ziga-
retten- und Alkoholkonsum von
Hartz-IV-Empfängern ist der Vorsit-
zende der CDU-Nachwuchsorganisati-
on Junge Union (JU), Philipp Mißfel-
der, in die Kritik geraten. Nach einem
Bericht der „Ruhr Nachrichten“ (Frei-
tag) hatte Mißfelder bei einem Früh-
schoppen des nordrhein-westfälischen
CDU-Ortsverbandes Haltern gesagt:
„Die Erhöhung von Hartz IV war ein
Anschub für die Tabak- und Spirituo-
senindustrie.“

Die Junge Union der Oberpfalz for-
dert deshalb den Rücktritt von JU-Chef
Philipp Mißfelder. Der Bezirksvorsit-

zende Alexander Fischer sagte zur
„Mittelbayerischen Zeitung“: „Die Äu-
ßerung von Philipp Mißfelder ist un-
angemessen und nicht Meinung der
JU-Oberpfalz.“ Fischer, er ist auch Mit-
glied im Landesausschuss der bayeri-
schen Jungen Union, ergänzte: „Miß-
felder ist als Vorsitzender für die Junge
Union untragbar.“ Die JU Oberpfalz ist
der zweitgrößte bayerische JU-Ver-
band und zählt 5600Mitglieder.

In der „Leipziger Volkszeitung“ be-
tonte unterdessen Mißfelder, er wolle
keinesfalls allen Hartz-IV-Empfängern
eine missbräuchliche Nutzung der
Gelder unterstellen. „Wir brauchen
aber eine Diskussion über die Frage,
wie mit sozialen Leistungen der Allge-
meinheit von den Betroffenen umge-
gangen wird. Leider kommen sie häu-
fig nicht zielgenau an.“ (dpa/gn)

Oberpfälzer JU fordert
Rücktritt vonMißfelder
PARTEIENCDU-Politiker äu-
ßert sich abfällig über
Hartz-IV-Empfänger.

LEIPZIG. Das Land Nordrhein-Westfa-
len muss sein Beamtengesetz überar-
beiten. Das hat das Bundesverwal-
tungsgericht in Leipzig am Freitag ent-
schieden. Geklagt hatten mehrere an-
gestellte Lehrer, die nicht Beamte wer-
den durften, weil sie die in NRW gel-
tende Höchstaltersgrenze von 35 Jah-
ren überschritten hatten. Über ihre
Verbeamtung muss das Land jetzt neu
entscheiden, teilte das Bundesverwal-
tungsgericht mit (BVerwG 2 C 18.07
u.a.). Die Urteile der Vorinstanzen
wurden aufgehoben.

Nach Ansicht der Leipziger Richter
sind Höchstaltersgrenzen für eine

Übernahme ins Beamtenverhältnis
zwar grundsätzlich rechtens – etwa,
weil so ein angemessenes Verhältnis
zwischen der Dienstzeit als Beamter
und den späteren Versorgungsansprü-
chen hergestellt werden kann. Auch
den Gleichbehandlungsgrundsatz
sieht das Gericht nicht verletzt. In
Mangelfächern lässt die NRW-Rege-
lung aber Ausnahmenmit Überschrei-
tungen der Altersgrenze um bis zu
zehn Jahre zu. Die Richter kritisierten,
der Rahmen für diese Ausnahmen
müsse per Gesetz festgelegt sein und
nicht nur durch Verwaltungserlasse.

Bildung ist Ländersache, und die
Bundesländer haben jeweils eigene Be-
amtengesetze, in denen die Höchstal-
tersgrenze festgesetzt ist. Während in
Nordrhein-Westfalen 35 Jahre gelten,
liegt die Grenze etwa in Hessen bei 50
Jahren. In Berlin werden Lehrer gene-
rell nichtmehr verbeamtet. (dpa)

NRWbraucht ein
neues Beamtenrecht
URTEIL In Nordrhein-Westfa-
len dürfen Lehrer künftig
auch nochmit über 35 ver-
beamtet werden.

TEL AVIV.Nach dem knappenWahlaus-
gang in Israel soll der bisherige Oppo-
sitionsführer Benjamin Netanjahu
neuer Ministerpräsident werden. Der
israelische Staatspräsident Schimon
Peres beauftragte am Freitag den Chef
der rechtsorientierten Likud-Partei of-
fiziellmit der Regierungsbildung.

Netanjahu, der bereits von 1996 bis
1999 Regierungschef war, hat jetzt bis
zu sechsWochen Zeit, um die neue Re-
gierung zu bilden, und sich als Nach-
folger des amtierenden Ministerpräsi-
denten Ehud Olmert vom Parlament
wählen zu lassen. Fraglich ist, ob er ei-
ne von ihm favorisierte große Koaliti-

on mit der Kadima- und der Arbeiter-
partei zustande bringt. Alternative wä-
re eine Koalition mit religiösen ultra-
nationalistischen Parteien.

Im Nahost-Konflikt lehnt Netanja-
hu den Friedensprozess in seiner ge-
genwärtigen Form ab. Seine Vision
von einem „wirtschaftlichen Frieden“
wird jedoch von den Palästinensern als
eine neue Form der Besatzung zurück-
gewiesen. Dagegen hat sich die Kadi-
ma-Vorsitzende, die scheidende Au-
ßenministerin Zipi Livni, dafür ausge-
sprochen, die Friedensverhandlungen
mit moderaten Palästinensern fortzu-
setzen. (dpa)

Auftrag anNetanjahu
ISRAELOppositionsführer will eine große Koalition bilden

Der israelische Staatspräsident Schimon Peres (rechts) forderte Benja-
min Netanjahu zur Regierungsbildung auf. Foto: afp

BERLIN. Großer Andrang im Kanzler-
amt: Am Sonntag begrüßt Bundes-
kanzlerin Angela Merkel (CDU) die
Staats- und Regierungschefs der euro-
päischen G20-Staaten in Berlin. Bera-
ten werden soll die europäische Linie
für den zweiten Weltfinanzgipfel am
1. und 2. April in London. Eingeladen
sind die Staats- und Regierungschefs
von Großbritannien, Frankreich, Itali-
en, den Niederlanden, Spanien, Tsche-
chien, Luxemburg, der amtierende
EU-Ratspräsident, Jose Manuel Barro-
so, sowie die Chefs der Europäischen
Zentralbank und der Bank of England.

Der erste Weltfinanzgipfel der
Staats- und Regierungschefs der G20
hatte am 15. November 2008 in Wa-
shington stattgefunden. Angesichts
der Finanzkrise hatten die Staats- und
Regierungschefs damals eine lücken-
lose Überwachung von Märkten, Pro-
dukten und Teilnehmern beschlossen.
Damit sollten die Transparenz und die
Kontrolle der Finanzmärkte verbessert
werden. Der Gipfel hatte sich im No-
vember zudem ausdrücklich gegen
protektionistischeMaßnahmen ausge-

sprochen. Seitdem tagen auf Ebene der
Finanzminister Arbeitsgruppen, um
die 47 Punkte zur Stärkung der globa-
len Finanzarchitektur auszuarbeiten.

Gesprochen werden soll am Sonn-
tag auf europäischer Ebene nun über
eine Bestandsaufnahme der Umset-
zung der Beschlüsse von Washington
sowie das Vorankommen bei der lü-
ckenlosen Aufsicht und Regulierung
der Märkte. Auch Fragen der akuten
Krisenbewältigung, die Lage an den Fi-
nanzmärkten und Kriterien, die für
Gewährung von Staatshilfen gelten,
sowie die Risikoübernahme vonWert-
papieren stehen zur Diskussion zwi-
schen den Europäern. Man wird je-
doch nicht mit festen Beschlüssen zu
dem Gipfel nach London reisen. Mer-
kel hatte sich bereits beim Weltwirt-
schaftsforum in Davos für eine inter-

nationale „Charta des nachhaltigen
Wirtschaftens“ ausgesprochen. So
wird die Marktwirtschaft als „Garant
für wirtschaftliches Wachstum“ gese-
hen, die jedoch Regeln brauche, die
Marktexzesse verhindern und künfti-
gen Krisen entgegenwirken.

Von der US-Regierung erwarten
sich die Deutschen für London kräfti-
gere Impulse. Es gebe eine „größere Of-
fenheit“ und eine „große Nähe zu Posi-
tionen der deutschen Regierung“.
Auch sei die Bereitschaft, bei Fragen
der internationalen Regulierung und
dem Kampf gegen Steueroasen zusam-
menzuarbeiten, gestiegen. Der neue
US-Präsident Barack Obama wird in
London mitverhandeln. In Washing-
ton war der damals zwar gewählte,
aber noch nicht amtierende US-Präsi-
dent demGipfel ferngeblieben.

ImBerlinerKanzleramtwird
Europas Linie festgezurrt
GIPFELDie Chefs der europäi-
schen G20-Staaten kommen
zur Vorbereitung desWeltfi-
nanztreffens zusammen.
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THEMEN DES BERLINER GIPFELS

Zur Entlastung der Banken sollen die
strengen Eigenkapitalregeln „Basel II“
überarbeitet werden. Dabei geht es da-
rum, dass Banken in wirtschaftlich gu-
ten Zeiten einen zusätzlichen Eigenkapi-
talpuffer aufbauenmüssen, der in Ab-
schwungsphasen genutzt werden kann.

➤ Bundeskanzlerin Angela Merkel
wirbt für die Einführung weltweiter Re-
geln für gutesWirtschaften nach dem
Vorbild der UN-Charta für Menschen-
rechte. Auf demBerliner Treffen will sie
Rückhalt für diese Idee erhalten.

➤ Die Europäer wollen, dass ein Be-
kenntnis zum freienWelthandel abgege-
ben wird. Insbesondere das Exportland
Deutschland beobachtet besorgt Ten-
denzen, dass heimischeMärkte abge-
schottet oder der Kauf eigener Produkte
gefördert werden.

➤ Einige osteuropäische Länder könn-
ten laut unbestätigten Gerüchten in Kür-
ze in Zahlungsschwierigkeiten kommen.
Merkel zumindest würde denWährungs-
fonds bei nötigen Hilfen für Länder in
Not finanziell besser ausstatten. (dpa)
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